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Änderungsantrag zu PB.L­01

Von Zeile 414 bis 428:
Das Auto der Zukunft wird im Sinne der Lebensqualität aller leiser, digitaler und klimaneutral sein. Der
technologische Wettlauf ist in vollem Gange. Damit das Auto der Zukunft weiter in Deutschland entwickelt
und produziert wird, braucht es klare politische Leitplanken. Ab 2030 sollen deshalb nur noch
emissionsfreie Autos neu zugelassen werden, zum Beispiel durch eine ansteigende nationale Quote für
emissionsfreie Autos. So sorgen wir für saubere Luft in Innenstädten, erfüllen unsere Klima- und
Umweltziele, und die Automobilindustrie kann ihre Entwicklungsarbeit verlässlich auf Elektromobilität
ausrichten. Das sichert zukunftsfähige Arbeitsplätze und neue Geschäftsmodelle. Wir setzen uns für
schärfere europäische CO2-Flottengrenzwerte ein. Den Kauf emissionsfreier Autos wollen wir über ein
Bonus-Malus-System in der Kfz-Steuer fördern. Saubere Autos werden billiger, klimaschädliche teurer. Wir
beenden die Dieselsubvention und gestalten die Dienstwagenbesteuerung ökologisch um. Wir
beschleunigen den flächendeckenden Ausbau einer einheitlichen Ladeinfrastruktur, inklusive
Schnellladesäulen und öffentlicher Ladepunkte im ländlichen Raum. Laden muss flächendeckend in
Deutschland und Europa schnell und bequem möglich sein. Bis zur Entwicklung umfassender nachhaltiger
und ressourcenschonender, am besten klimaneutralen Transportmittel, sollte für jeden Zweck das jeweils
geeignetste gefördert werden. Ziel muss die grundlegende Reduzierung/weitestgehende Abschaffung des
Individualverkehrs sein, sofern dieser fossile Energien oder seltene und schwer zugängliche Ressourcen
verschlingt, eine radikale Umstrukturierung der Güterverbringung und ein Ende der Subventionierung von
Versandhandelsformen auf Kosten der Allgemeinheit. Mit den Interessenvertretungen der betroffenen
Berufsgruppen wird die Regierung sozialverträgliche Übergangsregelungen vereinbaren.
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